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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige 
Haushaltsführung der Bundesverwaltung im 
Rechnungsj ahr 1950 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 30. März 1950 beschlossen, 
gegen den Entwurf keine Einwendungen zu erheben (Anlage 2). 


Dr, Adenauer 
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Allein-Vertrleb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. SO 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die vorläufige Haushaltsführung der 
Bundesverwaltung im Rechnungsjahr 1950 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Bis zur Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950, längstens bis zum 
30. September 1950, dürfen vom 1. April 1950 

a) die dem Bund zustehenden Einnahmen aus 
Steuern, Abgaben und sonstigen Quellen er- 
hoben und 

b) die Ausgaben geleistet werden, die zur Auf- 
rechterhaltung der Verwaltung und zur Er- 
füllung der rechtlichen Verpflichtungen oder 
der sonstigen Aufgaben des Bundes bei Be- 
obachtung größter Sparsamkeit unbedingt 
notwendig sind. 


§ 2 

Fortdauernde Ausgaben müssen sich im Rah- 
men der Ansätze des Haushaltsvoranschlags für 
das Rechnungsjahr 1949 halten. Sie sollen bei 
den einzelnen Ausgabetiteln monatlich den Be- 
trag nicht übersteigen, der einem Sechstel der 
Ansätze des Haushaltsvoranschlags für das Rech- 
nungsjahr 1949 entspricht (monatlicher Grenz- 
betrag); diese Einschränkung gilt nicht für die 
Einzelpläne Allgemeine Finanzverwaltung, Haus- 
halt der Schuld, Sonderhaushalt (Besatzungs- 
kosten), Haushalt der Finanzhilfe für die Stadt 
Berlin und solche Ausgabetitel, bei denen Aus- 
gaben nicht in regelmäßigen Zeitabständen, son- 
dern unregelmäßig nach Bedarf geleistet werden 
müssen. Im einzelnen gilt folgendes: 

1. Bis zur Feststellung und Bekanntgabe des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1949 gelten als Ansätze des Haushaltsvoran- 
schlags für das Rechnungsjahr 1949 

a) bei Bundesverwaltungen, die an Stelle der 
entsprechenden Verwaltungen des Vereinig- 
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ten Wirtschaftsgebiets getreten sind, sowie 
bei Einrichtungen der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets bis zu ihrer 
Überführung oder Auflösung; 

die vorbehaltlich endgültiger Beschlußfas- 
sung durch den Bundestag durch Vereinba- 
rung mit dem Bundesminister der Finanzen 
für die Zeit vom 21. September 1949 bis zum 
31. März 1950 vorläufig festgelegten Aus- 
gabebeträge zuzüglich der von der Bundes- 
regierung in Ergänzungs- oder Nachtragsvor- 
lagen zum Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1949 auf genommenen Ausgabe- 
beträge; 

b) bei Bundosorganen und Bundesverwaltungen, 
die nicht an die Stelle entsprechender Or- 
gane oder Verwaltungen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes getreten sind: 

die vom Haushallsausschuß des Bundestages 
zur Bewilligung vorgeschlagenen Ausgabe- 
beträge zuzüglich der von der Bundesregie- 
rung in iLirgäiizüngs- oder Naclitragsvorlagcn 
zum Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1949 auf genommenen Ausgabebeträge. 

2. Der Bundesminister der Finanzen kann bei 
der Bereitstellung der Betriebsmittel über die 
Mittelverwendung nähere Bestimmungen treffen. 
Er kann den monatlichen Grenzbetrag für ein- 
zelne Ausgabetitel oder für bestimmte Gruppen 
von solchen anders festsetzen. Er kann auch die 
Inanspruchnahme von Mitteln aus Ausgabetiteln 
von seiner Zustimmung abhängig machen. 

§ 3 

Die Leistung von ' einmaligen Ausgaben sowie 
von Ausgaben für neue Aufgaben bedarf in je- 
dem Falle der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen. Wenn Ausgaben für neue Auf- 
gaben bei den. persönlichen Verwaltung.sausgaben, 
hei den sächlichen Verwaltungsausgaben, bei 
einem Titel der allgemeinen Haushaltsausgaben 
oder bei einem Titel der einmaligen Ausgaben in 
der Zeit vom 1. April bis zum 30. September 
1950 den Betrag von 500 000 DM übersteigen, ist 
außerdem die Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses des Bundestages erforderlich; leidet die 
Maßnahme keinen Aufschub, kann der Bundes- 
minister der Finanzen die Bewilligung ausspre- 
chen. er hat jedoch dem Haushaltsausschuß nach- 
träglich unverzüglich von der Bewilligung Mit- 
teilung zu machen. 


§ 4 

Fortdauernde und einmalige Ausgaben solcher 
Einrichtungen, für die der Haushaltsvoranschlag 
für das Rechnungsjahr 1949 (§ 2 Ziffer 1) noch 
keine Bewilligungen vorsieht, bemißt der Bundes- 
minister der Finanzen auf Grund der Ansätze des 
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Haushaltsvoranschlags für das Rechnungsjahr 
1950. § 3 Satz 2 ist dabei entsprechend anzu- 

wenden. 


§ 5 

(1) Soweit der Bund auf Grund von Vorschrif- 
ten des Grundgesetzes mit Wirkung vom 1. April 
1950 Aufwendungen, die bisher von den Ländern 
zu leisten waren, nach näherer Bestimmung be- 
sonderer Gesetze, Verordnungen, Regelungen 
oder Vereinbarungen trägt, müssen sich die fort- 
dauernden Ausgaben im Rahmen der Summe der 
in den Haushaltsplänen der Länder für das Rech- 
nungsjahr 1949 einschließlich etwaiger Nachträge 
enthaltenen Ansätze für die entsprechenden Aus- 
gaben halten. Sie sollen bei den einzelnen Aus- 
gabetiteln monatlich den Betrag nicht überstei- 
gen, der einem Zwölftel der Summe dieser An- 
sätze entspricht. 

(2) Die Vorschriften des § 2 Ziffer 2 und der 
§§ 3 und 4 finden entsprechende Anwendung. 

§ 6 

Auf die ihnen im Rechnungsjahr 1950 oblie- 
genden Ablieferungen haben die Bundespost und 
die Bundesbahn für' die Monate April bis Sep- 
tember 1950 Abschlagszahlungen monatlich im 
voraus zu leisten. Diese betragen 

a) für die Bundespost 

monatlich 9 000 000 DM 

b) für die Bundesbahn 

monatlich 14 500 000 DM. 

§ 7 ' 

(1) Die Bundespost wird verpflichtet, die im 
Rechnungsjahre 1950 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Post- 
sparkasse auf Grund von § 10 der Zweiten 
Durchführungsverordnung j^ankenverordnung) 
zum Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) zugeteilt worden ist. 

(2) Die Bundesbahn und die Bundespost werden 
verpflichtet, ein Drittel von den im Rechnungs- 
jahr 1950 fälligen Zinsen für die Ausgleidisforde- 
rung zu übernehmen, die der Bank Deutscher 
Länder auf Grund von § 10 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung (Bankenverordnung) zum 
Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens 
(Umstellungsgesetz) zugeteilt worden ist. Das zu 
übernehmende Drittel wird im Verhältnis von 
3:2 auf die Bundesbahn und die Bundespost auf- 
geteilt. 


§ 8 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung der 
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Betriebsmittel der Bundeshauptkasse und zur 
Durchführung des Abkommens über wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 15. Dezember 1949 nebst Zusatz- 
abkommen insgesamt Mittel bis zur Höhe von 
1 500 000 000 DM im Wege des Kredits zu be- 
schaffen. 


S 9 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1950 in Kraft. 
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Begründung 

Der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1950 kann 
nicht rechtzeitig bis zum Schlüsse des Rechnungsjahres 1949 durch 
Gesetz festgestellt werden. Die in Artikel 111 des Grundgesetzes 
enthaltene Ermächtigung der Bundesregierung zur Leistung von 
Ausgaben bis zum Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes für das 
neue Rechnungsjahr ist aus zwei Gründen keine in jeder Richtung 
ausreichende Grundlage: 

1. Der Aufbau der Bundesverwaltung und die Übernahme gro- 
ßer neuer Aufgaben, z. B. nach Artikel 120 des Grundgesetzes, 
bringen es zwangsläufig mit sich, daß im Rechnungsjahre 1950 
und zwar weitgehend bereits von seinem Beginn ab Aus- 
gaben geleistet werden müssen, für die im Bundeshaushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1949 noch keine Mittel vorgesehen 
sind. Für Fälle dieser Art würde die Ausgabenermächtigung 
des Artikel 111 des Grundgesetzes nicht ausreichen. 

2. Der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1949 weist 
Besonderheiten auf, die ihn nicht ohne weiteres als vorläu- 
fige Grundlage für die Ausgaben Wirtschaft des Rechnungs- 
jahres 1950 geeignet erscheinen lassen. Er ist nicht einheit- 
lich aufgestellt und erstreckt sich nur auf einen Teil des 
Rechnungsjahres 1949. Er umfaßt zunächst nur die Zeit vom 
21. September 1949 bis zum 31. März 1950. Er setzt sich 
außerdem zusammen 

a) aus den Haushaltsvoranschlägen für diejenigen Bundes- 
organe und Bundesverwaltungen, die keinen Vorgänger 
in der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets ge- 
habt haben, 

b) aus dem Haushaltsplan der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets für das Rechnungsjahr 1949 (berech- 
net für die Zeit vom 21. September 1949 bis zum 31. März 
1950) für diejenigen Bundesverwaltungen, die einen Vor- 
gänger in der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets gehabt haben, und 

c) aus Ergänzungsplänen hierzu. 

Zur Schaffung einer hinreichenden Klarheit über die Ausgaben- 
ermächtigung der Bundesregierung erscheint es hiernach not- 
wendig, Art und Maß dieser Ausgabenermächtiung in einem 
besonderen Gesetz zu regeln, das den außergewöhnlichen Ver- 
hältnissen der Übergangszeit Rechnung trägt. 
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Anlage 2 


Der Präsident 
des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 30. März 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Betrifft: Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige Haushalts- 
fülirung der Bundesverwaltung im Rechnungsjahr 1950. 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 1038/50 - vom 29. März 
1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in 
seiner Sitzung am 30. März 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige Haushaltsführung 
der Bundesverwaltung im Rechnungsjahr 1950 

keine Einwendungen zu erheben. 

Arnold 
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